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Kleine Anfrage 128 

der Fraktion der SPD 


betr. Kriminalpolizeiliche Durchsuchung der Wohnung 
des Senators a. D. Dr. Günter Klein in Bonn 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum ist der Bundesminister des Innern in seinem Schreiben 
vom 18. Oktober 1954 an den Präsidenten des Deutschen 
Bundestages nicht darauf eingegangen, daß die zuständige Berliner 
Behörde nur gemäß § 103 StPO unter den erschwerten Vor- 
aussetzungen dieser Vorschrift um eine Haussuchung bei Se- 
nator a. D. Dr. Klein als einem selbst Nichtverdächtigen ersucht 
hatte, während die Polizei in Bonn ihre Maßnahmen auf § 102 
StPD stützte, als ob Senator a. D. Dr. Klein selbst einer straf- 
baren Handlung gemäß § 348 Abs. 2 StGB verdächtig sei? 

2. Worauf beruht ein solches Mißverständnis der Polizei in Bonn? 

3. Wodurch soll es gereditfertigt werden, daß die Sidierungs gruppe 
des Bundeskriminalamts sich ohne richterliche Ermächtigung an 
einer Haussuchung beteiligte, obgleich im Sinne des § 105 
Abs. 1 StPO Gefahr im Verzüge nicht Vorgelegen haben kann, 
da eine Einwilligung der Staatsanwaltschaft in das gewaltsame 
öffnen der Wohnung eingeholt ist und es nach Lage des Falles 
infolgedessen auch möglich gewesen sein müßte, ohne die Gefahr 
eines Nachteils rechtzeitig die Entscheidung des zuständigen 
Richters herbeizuführen ? 

4. Warum ist die Wohnung gewaltsam geöffnet worden, obwohl 
Senator a. D. Dr. Klein sich zuvor gegenüber der zuständigen 
Berliner Polizeibehörde mit einem Betreten seiner Wohnung ein- 
verstanden erklärt und sein unverzügliches Eintreffen in Bonn 
den zuständigen Berliner Behörden von sich aus mitgetcilt hatte? 
Waren die Beamten des Bundeskriminalamts hierüber nicht unter- 
richtet? Wen trifft dafür die Verantwortung? Oder aus wel- 
chen besonderen Gründen haben sie gleichwohl das Eintreffen 
des Senators a. D. Dr. Klein in Bonn nicht abgewartet? 

5. Unter welchen Voraussetzungen beteiligt sich die Sicherungs- 
gruppe des Bundeskriminalamts an Haussuchungen, und auf 
welche gesetzliche Vorschrift stützt sie sich hierbei? 

6. War das Bundeskrimioalamt auch an der Durchsuchung der 
Jagdhütte in Oberbayern beteiligt? Warum? War diese Haus- 
suchung durch Gerichtsbesdiluß angeordnet ? Hatten die Berliner 
Behörden um diese Haussuchung ersucht? 

Bonn, den 11. November 1954 


Ollenhauer und Fraktion 
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